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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Reaktion auf die vom Bundesrat im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebenen
Vorschläge für eine Regierungsreform fiel eher negativ aus. Die Variante mit einem
gestärkten Bundespräsidenten fand bei den grossen Parteien keinen Anklang, da sich
dessen Rolle nicht mit dem weiterhin vorgesehenen Kollegialitätsprinzip würde
vereinbaren lassen. Einzig der Vorort und der Bauernverband sowie die Grünen und die
Schweizer Demokraten sprachen sich dafür aus. Eine zweistufige Regierung mit
Bundesräten als Regierungskollegium und ihnen unterstellten Fachministern fand in
abgewandelter Form, d.h. mit einer gleichzeitigen Stärkung des Präsidialamtes, zwar bei
der FDP Anklang, nicht aber bei der SVP. Die SP und die CVP wie auch der
Gewerkschaftsbund und der Gewerbeverband beurteilten dieses Modell zwar
grundsätzlich positiv, lehnten jedoch eine Verkleinerung des Bundesrates auf fünf
Mitglieder ab. Der Bundesrat beschloss in der Folge, dieses zweistufige Modell weiter zu
verfolgen und sich mit den Details einer solchen Regelung, wie z.B. der Frage, ob die
Fachminister vom Parlament oder der Regierung zu wählen seien,
auseinanderzusetzen. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.08.1999
HANS HIRTER

Obwohl die grossangelegte Regierungsreform nach rund zehnjähriger Behandlungszeit
2013 endgültig gescheitert war und dabei auch Vorschläge zur Erhöhung der Anzahl
Bundesräte abgelehnt wurden, hielt die Staatspolitische Kommission des Nationalrates
(SPK-NR) an dieser Idee fest und lancierte eine auch von ihrer Schwesterkommission
(SPK-SR) unterstützte parlamentarische Initiative. Begründet wird die Idee
insbesondere mit der ungenügenden Vertretung der Sprachregionen im
Regierungsgremium – eine der 2012 abgelehnten Forderungen war eine
Standesinitiative des Kantons Tessin gewesen. Zudem sei die seit 1848 stark
gewachsene Regierungstätigkeit auf zusätzliche Schultern zu verteilen, was nicht nur zu
höherer Legitimation, sondern auch zu einer sinnvolleren Departementsbildung führen
könne. Wie gering die Unterstützung für diese Idee allerdings nach wie vor ist, zeigte die
von März bis Juli 2015 durchgeführte Vernehmlassung des Entwurfs der SPK-NR: 19
Kantonsregierungen lehnen die Reform ab, fünf begrüssen sie und zwei äussern sich
skeptisch. Von den Parteien sprechen sich CVP, FDP, GLP und SVP gegen die
Reformidee aus, während sie von SP, GP und BDP begrüsst wird. Während auf
Gegnerseite darauf hingewiesen wird, dass sprachliche Repräsentation eine Frage des
politischen Willens sei und eine Aufstockung hohe Kosten verursachen würde, wiesen
die Befürworter darauf hin, dass der hohe Arbeitsaufwand zu einer Delegation von
Verantwortung an die Verwaltung führe, was aus parlamentarischer Sicht keine gute
Entwicklung darstelle. Die Behandlung des Geschäftes wie auch eine Anfang Februar
2014 eingereichte Petition (14.2005), die ebenfalls eine Erhöhung der Anzahl
Bundesräte fordert, wird wohl 2016 in Angriff genommen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2015
MARC BÜHLMANN

Der kurz vor den Bundesratsgesamterneuerungswahlen 2019 von CVP-Parteipräsident
Gerhard Pfister (ZG) angekündigte Konkordanzgipfel fand am 12. März 2020 statt. Wie
erwartet war das Thema Regierungszusammensetzung nach den Bundesratswahlen, bei
denen der Angriff der Grünen abgewehrt und der Status Quo bestätigt worden war, von
der politischen Agenda verschwunden. Diese «Grabesstille» sei verständlich, da sich
jetzt mit den Regeln der Regierungswahlen 2023 zu beschäftigen «dem Einkauf von
Christbäumen im Frühling» gleichkomme, argwöhnte Wolf Linder in der NZZ. Der
Konkordanzgipfel sei aber sinnvoll, so der emeritierte Politikwissenschafter weiter, da
man Regeln besser vor dem Spiel ändere, wenn man noch nicht wisse, wer Gewinner
oder Verlierer sein werde. 
Der Einladung der CVP folgten die Spitzen aller Fraktionen im Parlament. Die NZZ
wusste zu berichten, dass sich die Parteipräsidien, die Fraktionschefs sowie die
Parteigeneralsekretäre in einem Sitzungszimmer im Bundeshaus treffen wollten. Wo
genau, sei allerdings geheim, da niemand den Medien Red und Antwort stehen wollte.
Das «klandestine Treffen» sei nichts weiter als eine erste Auslegeordnung, gaben denn
auch die Parteipräsidentinnen und -präsidenten der NZZ zu Protokoll. Gerhard Pfister
hoffte allerdings, dass bis im Sommer 2021 eine Einigung für mögliche Regeln zur

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.03.2020
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.22 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Zusammensetzung des Bundesrats gefunden werden könnte. Danach würden die
Parteien wohl in den Wahlkampfmodus schalten. Immerhin schien man sich beim
ersten Treffen auf weitere Gespräche geeinigt zu haben. 3

1) Presse vom 20.8.99.; TA, 28.4.99.
2) Pet. 14.2005; Vorentwurf SPK-N Pa.Iv. 13.443; BaZ, 28.3.15; ZGZ, 26.5.15; SN, 12.6.15; BaZ, 1.7.15; LT, TZ, 3.7.15; LZ, Lib, NZZ,
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